
Nachteile ausgleichen – aber wie?
Der Einsatz von Leiharbeitnehmern als Betriebsänderung

Der Einsatz von Leiharbeitnehmern ist für die Stammbelegschaft häufig mit Nachteilen verbunden.

Wolfgang Trittin geht der Frage nach, ob und wie der Betriebsrat diese im Rahmen eines Interessen-

ausgleichs und eines Sozialplans ausgleichen kann.

Die Mitbestimmungsrechte des
Betriebsrats beim Einsatz von
Leiharbeitnehmern sind sehr be-

grenzt. Er kann und sollte zwar gemäß
§ 99 BetrVG seine Zustimmung verwei-
gern, übt damit aber insoweit lediglich
ein Vetorecht aus, mit dem er weder
gestalten noch Nachteile für die Be-
schäftigten ausgleichen kann. Die Mit-
bestimmungsrechte des § 87 BetrVG
gelten zwar für Stamm- und Leiharbeit-
nehmer, scheitern jedoch in tarifgebun-
denen Unternehmen an der Tarifsperre
des § 77 Abs. 3 BetrVG. Die Tarifsperre
gilt gemäß § 112 Abs. 1 Satz 4 BetrVG
nicht für den Abschluss eines Interes-
senausgleichs und Sozialplans. Könnte
der Betriebsrat deshalb die Nachteile
für die Arbeitnehmer wenigstens durch
sein Mitbestimmungsrecht beim Ab-
schluss eines Interessenausgleichs und
Sozialplans ausgleichen?

Vorliegen einer Betriebsänderung

Der systematische Einsatz von Leihar-
beitnehmern stellt eine Betriebsände-
rung gemäß § 111 BetrVG dar. Der Ar-
beitgeberwechsel beinhaltet nicht nur
eine Spaltung des Betriebs, sondern es
handelt sich auch um die Einführung
einer grundlegend neuen Arbeitsme-
thode. Der systematische und unbefris-
tete Einsatz von Leiharbeitnehmern
strukturiert die betrieblichen Abläufe
wesentlich anders. Denn bei einer

grundlegend neuen Arbeitsmethode im
Sinne des Gesetzes muss es sich nicht
um technische Veränderungen handeln,
sondern eine veränderte Betriebsorga-
nisation reicht aus. Die grundsätzliche
Besetzung zahlreicher Arbeitsplätze
durch Leiharbeitnehmer anstelle von
Stammbeschäftigten stellt deshalb eine
Betriebsänderung dar (vgl. Däubler/
Kittner/Klebe/Wedde, BetrVG, 12. Auf-
lage 2010, § 111 Rn. 90). Die Änderung
muss nicht von heute auf morgen erfol-
gen, sondern sie kann sich über meh-
rere Jahre vollziehen. 

Es kommt weiterhin nicht darauf an,
ob die Planung des Arbeitgebers
schriftlich mitgeteilt wird oder ob der
Betriebsrat im Nachhinein feststellt,
dass der Arbeitgeber Schritt für Schritt
eine Betriebsänderung vollzogen hat
bzw. vollziehen will. Die verschiedenen
Einzelmaßnahmen sind als Teil einer
Gesamtplanung der einheitlichen Be-
triebsänderung anzusehen, deren Be-
ginn Monate oder sogar Jahre zurück-
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liegen kann. Weder Gesetzgeber noch
Rechtsprechung verlangen einen be-
stimmten Zeitraum. Entscheidend ist
allein, dass die verschiedenen Maßnah-
men nach Ansicht des Betriebsrats ei-
ne gewisse Planung erkennen lassen.
Eine Einigungsstelle ist bereits dann zu
bilden, wenn das Vorliegen der Voraus-
setzungen einer Betriebsänderung
nicht offensichtlich abwegig erscheint.

Nachteile für die
Stammbelegschaft

Durch den systematischen Einsatz von
Leiharbeitnehmern erleiden Beschäf-
tigte Nachteile. Für die Belegschaft
macht es einen erheblichen Unter-
schied, ob ein Arbeitgeber Stammar-
beitnehmer oder Leiharbeitnehmer auf
freien Arbeitsplätzen beschäftigen
möchte. Das Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz ermöglicht bekanntlich
den unbefristeten Einsatz von Leihar-
beitnehmern. Viele Arbeitgeber änder-
ten nach der Gesetzesänderung ihr
Personalmanagement grundlegend und
machen von den neuen Möglichkeiten
Gebrauch. Das ist betriebswirtschaft-
lich verständlich, aber genauso ver-
ständlich sollte der Ausgleich von
Nachteilen sein, die die Beschäftigten
hierdurch erleiden. So wollen Stamm-
arbeitnehmer vor allem ihren Arbeits-
platz gegenüber einer wachsenden An-
zahl von Leiharbeitnehmern im Betrieb
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sichern. Sie brauchen aber auch einen
finanziellen Ausgleich, etwa dafür, dass
wegen der hohen Fluktuation häufig
neue Leiharbeitnehmer eingearbeitet
werden müssen. Wegen Arbeitsmän-
geln ist zudem durch die Stammbeleg-
schaft zuweilen nachzuarbeiten.

Kein Tarifvorrang

Der Arbeitgeber kann sich nicht auf
den Vorrang eines geltenden Tarifver-
trags berufen. Zwar verbietet § 77 Abs.

3 BetrVG die Regelung von Arbeitsent-
gelten sowie sonstigen Arbeitsbedin-
gungen in Betriebsvereinbarungen, so-
weit diese tarifvertraglich geregelt
sind. Gemäß § 112 Abs. 1 Satz 4 Be-
trVG ist die in § 77 Abs. 3 BetrVG gere-
gelte Tarifsperre aber nicht auf den So-
zialplan anzuwenden. Deshalb können
Sozialpläne schlechtere, aber auch
bessere Arbeitsentgelte und -bedingun-
gen für die Belegschaft enthalten.

Das Mitbestimmungsrecht besteht
sogar für den Fall, dass ein die Betriebs-

änderung regelnder Tarifvertrag gilt. So
schränkt der Abschluss eines Sanie-
rungstarifvertrags das Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrats zum Ab-
schluss eines Sozialplans nicht ein (vgl.
BAG vom 06.12.2006 – 4 AZR 798/
05). Das Günstigkeitsprinzip regelt das
Verhältnis zwischen Tarifvertrag und
Sozialplan; der Sozialplan kann damit
bessere Regelungen als der Tarifvertrag
treffen. Häufig gelten auch keine den
Einsatz von Leiharbeitnehmern regeln-
den Tarifverträge, so dass sich die Fra-
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Eckpunkte für einen Interessenausgleich und einen Sozialplan zum Einsatz von Leiharbeitnehmern

1. Vorrang innerbetrieblicher Maßnahmen
> Keine Leiharbeitnehmer, solange Arbeitnehmer des Be-

triebs die Arbeit erbringen können.
> Kein Einsatz von Leiharbeitnehmern, solange befristet be-

schäftigte Mitarbeiter die Arbeit übernehmen können.
> Keine betriebsbedingten Kündigungen, solange Leihar-

beitnehmer im Betrieb beschäftigt werden.

2. Zielsetzung
> Einsatz von Leiharbeitnehmern nur zum Auffangen von

vorübergehenden Produktionsspitzen und nicht auf Dau-
er.

> Der Anteil der Leiharbeitnehmer an der Gesamtbeleg-
schaft darf 2 % nicht überschreiten.

3. Zulässige Verleihunternehmen
> Einschaltung nur von namentlich bezeichneten Leihar-

beitsfirmen.
> Tarifvertragliche Bestimmungen.

4. Ausgleichszahlung
> Mitarbeiter, welche Leiharbeitnehmer einarbeiten, erhal-

ten einen Zuschuss in Höhe von … €.
> Mitarbeiter, die Nacharbeit zu leisten haben, erhalten ei-

nen Zuschuss in Höhe von … €.

5. Beteiligung des Betriebsrats
> Der Betriebsrat ist gemäß § 99 BetrVG beim Einsatz von je-

dem Leiharbeitnehmer zu beteiligen. Ihm sind die Entwürfe
des Arbeitsvertrags vorzulegen. Außerdem erhält er den
Lebenslauf, Ausbildungsnachweise sowie Zeugnisse.

> Der Betriebsrat kann die Zustimmung zum Einsatz von
Leiharbeitnehmern verweigern, wenn

– gegen geltende tarifvertragliche Bestimmungen ver-
stoßen wurde.

– gegen diesen Sozialplan verstoßen wurde.
– die Einsatzdauer des Leiharbeitnehmers sechs Monate

überschreiten soll.
– Mitarbeiter, die von einer betriebsbedingten Kündigung be-

troffen sein könnten, diese Arbeit übernehmen könnten.

6. Gleichbehandlungsgebot
> Der Arbeitgeber hat alle Beschäftigten des Verleihunter-

nehmens wie die Beschäftigten der Stammbelegschaft
gleich zu behandeln. Dies bezieht sich sowohl auf die Ver-
gütung als auch auf sonstige Arbeitsbedingungen.

> Bei der Besetzung freier Stellen werden Leiharbeitneh-
mern die freien Stellen angeboten. Sie sind gegenüber ex-
ternen Bewerbern bevorzugt zu berücksichtigen.

7. Streitigkeiten
> Meinungsverschiedenheiten über den Einsatz von Leihar-

beitnehmern versuchen die Betriebsparteien mit dem Wil-
len zur Einigung beizulegen. Misslingt dies, kann jede Sei-
te die Einigungsstelle nach § 76 Abs. 5 BetrVG anrufen,
die verbindlich entscheidet.

8. Schlussbestimmungen
> Inkrafttreten.
> Geltungsdauer.
> Nachwirkung.



ge nach einer möglichen Kollision über-
haupt nicht stellt. 

Gesamtschuldner

Arbeitgeber und Verleihunternehmen
treten gegenüber den Beschäftigten im
Grunde einheitlich wie Gesamtschuld-
ner auf und müssten daher gemeinsam
in Anspruch genommen werden kön-
nen. Einige Gerichte sehen dies teilwei-
se leider (noch) etwas anders und un-
terscheidet danach, ob der Verleiher
als Vertragsarbeitgeber oder der Ent-
leiher die mitbestimmungspflichtige 
Entscheidung trifft. Gehe es etwa um 
die Eingruppierung von Leiharbeitneh-
mern, dann entscheide der Verleiher.
Dem Betriebsrat im Betrieb des Verlei-
hers stehe das entsprechende Mitbe-
stimmungsrecht zu (vgl. LAG Nieder-
sachsen vom 23.10.2009 – 12 TaBV
123/08). Der Betriebsrat kann diese
Frage jedoch offen lassen und gegen-
über seinem Arbeitgeber von seinen
Rechten auf jeden Fall Gebrauch ma-
chen.

Unterscheidet man danach, ob Ent-
leiher oder Verleiher die jeweiligen
Maßnahmen treffen muss, dann hat
der Arbeitgeber des Entleihunterneh-
mens alle Maßnahmen zur Sicherung
der Stammbelegschaft zu treffen und
für einen finanziellen Ausgleich zu sor-
gen. Mit ihm ist deshalb über den Ab-
schluss eines Interessenausgleichs und
Sozialplans zum Ausgleich der Nachtei-
le für die Beschäftigten zu verhandeln.
Scheitern die Verhandlungen, dann
könnte der Betriebsrat eine Einigungs-
stelle anrufen, die Regelungen zum
Ausgleich der Nachteile trifft.

Fazit

Der Betriebsrat sollte den Arbeitgeber
zu Verhandlungen über den Abschluss
einer Betriebsvereinbarung zum Ein-
satz der Leiharbeitnehmer auffordern.
Dazu nennt er am besten zwei bis drei
Termine. Nach seiner Antwort weiß er,
ob der Arbeitgeber verhandlungsbereit
ist, und kann entsprechend reagieren.

Häufig gilt für Leiharbeitnehmer auch
keine Betriebsvereinbarung zur Arbeits-
zeit beim Leiharbeitgeber. Diese unter-
liegt der Mitbestimmung des Betriebs-
rats gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 2, 3 BetrVG.
Der Betriebsrat sollte den Arbeitgeber
gleichzeitig zum Abschluss einer sol-
chen Vereinbarung auffordern, da bei-
de Regelungen in einem engen sachli-
chen Zusammenhang stehen.nn

32 der betriebsrat  [dbr] 12/2010

handeln & gestalten




